
Besonders Betriebe, die kurz vor der Pandemie aufsperrten, bekommen häufig keine oder nur geringe Unterstützung. Foto: imago 

Wien – Corona liegt den Gas­
tronomen schwer im Ma­
gen. Vor allem jenen, die erst 
knapp vor dem ersten Lock­
down geöffnet haben. Sie be­
klagen fehlende und zu spät 
kommende finanzielle Hilfen, 
so die Beratungsfirma Finanz­
ombudsteam in einer Aus­
sendung. Denn die wichtigste 
Corona­Unterstützung sei der 
Umsatzersatz. Dieser berech­
net sich aber aus dem Umsatz 
des Vergleichszeitraums No­
vember und Dezember 2019. 
Gab es das Unternahmen da­
mals noch nicht, hat man ein 
ziemlich großes Problem.

„So wurden 150 von uns 
begleitete Unternehmen da­
durch um rund 45 Mio. Eu­
ro geschädigt“, so Seniorbe­
rater Gerald Zmuegg. Daher 
werde nun eine mögliche 
Amtshaftungsklage geprüft. 
Im Schrei ben an den Finanz­
minister und die Geschäfts­
führung der COFAG spreche 

man sich auf das Schärfste 
gegen eine ungerechtfertigte 
Benachteiligung der neu ge­
gründeten Unternehmen aus, 
so Finanzombuds team. „Wir 
fordern für alle diese Unter­
nehmen die staatliche Unter­
stützung, die auf den tatsäch­
lichen Verhältnissen basiert“, 
betont Zmuegg.

Die Kanzlei Christandl & 
Partner, die den Fall rechtlich 
begleitet, steht auf dem Stand­
punkt, die für „die rechtlichen 
Regelungen der Covid­Hilfen 
zuständigen Organe“ hätten 
diese so schaffen müssen, 
dass bei deren Auslegung die 
tätig werdende COFAG den 
Gleichbehandlungsgrundsatz 
uneingeschränkt anwenden 
hätte müssen. Einen weite­
ren Grund für die Prüfung 
der Amtshaftungsklage sieht 
Finanz ombudsteam in der 
personellen und infrastruktu­
rellen Ausstattung der COFAG. 
2021 standen der Agentur fünf 

Mitarbeiter für die Abwicklung 
von 165.000 Anträgen zur Ver­
fügung. Die Kosten für exter­
ne Leistungen, wie etwa Call­
Center, „waren in Anbetracht 
der Beschwerdeflut unzurei­
chend“, so Zmuegg. 

Insgesamt rechnet Finanz­
ombudsteam mit 15.000 neu 
gegründeten Unternehmen 
in ganz Österreich, die gene­
rell von zu spät oder noch gar 
nicht ausgezahlten Hilfen be­
troffen sind. Unter der Annah­
me, dass die Kosten der Klein­ 
und Mittelbetriebe pro Jahr ab 
Inbetriebnahme im Schnitt 
bei 150.000 Euro liegen, be­
trage die Unterförderung rund 
2,3 Mrd. Euro. Jeder der Be­
troffenen sei schuldlos in diese 
Krise geraten und habe davor 
jede neue Maßnahme der Re­
gierung umgesetzt, zum Teil 
umsonst Konzepte erarbeitet, 
die durch wiederkehrende 
Lockdowns hinfällig wurden, 
und schließlich jeden dieser 

Lockdowns mitgetragen. Zu­
dem würden die jetzigen Er­
satzzahlungen auch aktuelle 
Neugründungen verhindern. 
Das Risiko, bei der nächsten 
Covid­Welle wieder zusperren 
zu müssen, wolle derzeit kaum 
jemand eingehen. 

In einem ersten Fall wür­
den nun das Bundesminis­
terium für Finanzen und die 
Finanzprokuratur aufgefor­
dert, die Dienstleistungen der 
COFAG zu überprüfen und im 
Sinne der erlassenen Richt­
linie richtigzustellen, so das 
Beratungsunternehmen. Die 
Finanzprokuratur habe nun 
Monate Zeit, den Sachverhalt 
zu überprüfen und den verur­
sachten Schaden in Höhe von 
325.219,13 zu überweisen. Im 
Falle einer negativen Antwort 
werde eine Amtshaftungskla­
ge nach Ausnutzen aller ande­
ren Rechtsmittel im Sinne der 
Argumentationskette einge­
reicht. (hu)

„Klage wegen zu geringer 
Covid-Hilfen möglich“

Die Förderrichtlinien der COFAG verstoßen laut der Beratungsfirma 

Finanzombudsteam gegen den Gleichheitsgrundsatz.

Wien – Die Inflation stieg laut 
einer Schnellschätzung im 
Jänner 2022 im Euroraum auf 
5,1 Prozent und in Österreich 
ebenfalls auf 5,1 Prozent. Die 
hohen Teuerungsraten wer­
den dabei maßgeblich von 
den hohen Rohstoffpreisen 
getrieben, vor allem vom 
enorm gestiegenen Preis für 
Erdgas. Doch auch der welt­
weite Wirtschaftsaufschwung 
– einhergehend mit Ange­
bots­ und Lieferengpässen 
– ist für die gestiegene Infla­
tion verantwortlich, sagt das 
Wirtschaftsforschungsinsti­
tut (Wifo) in seinem aktuellen 
Konjunkturbericht. 

Österreich zählte im 4. 
Quartal 2021 – wie schon im 
Schlussquartal 2020 – zu den 
Euroländern mit dem stärks­
ten BIP­Rückgang. Neben 
schärferen Lockdowns infol­
ge der niedrigen Impfquoten 
waren dafür auch die Liefer­
probleme verantwortlich. 
„Der Beitrag ungünstiger An­
gebotsschocks zur Inflation 
nahm 2021 sukzessive zu“, 
erklärte der Autor des aktuel­
len Konjunkturberichts, Ste­
fan Schiman. Das stelle die 
Zentralbanken vor schwie­
rige Entscheidungen, da ei­
ne Straffung der Geldpolitik 
die Realwirtschaft zusätzlich 
belaste. 30 Prozent der Teu­
erung sind laut Wifo den ak­
tuellen Liefer­ und Angebots­
engpässen geschuldet, 20 
Prozent positiven Nachfra­
geimpulsen durch den Auf­
schwung der Weltwirtschaft. 

Eine Straffung der Geldpoli­
tik sei bei einer nachfragesei­
tigen Inflation eindeutiger 
geboten als bei einer ange­
botsseitigen, da Letztere auch 
negative realwirtschaftliche 
Effekte habe. 

In den USA sei der Anteil des 
nachfragebestimmten Preis­
auftriebs an der Gesamtinfla­
tion schon länger so hoch wie 
zuletzt im Euroraum. Daher 
leite die Federal Reserve die 
Zinswende früher ein als die 
EZB. Schon im März will die 
Fed die Anleihenkäufe been­
den und den Leitzinssatz er­
höhen. Im weiteren Jahresver­
lauf 2022 werden zusätzliche 
Leitzinssatzerhöhungen und 
Anleihenverkäufe folgen.

Stark gestiegen sind in den 
letzten Monaten auch die 
Strompreise im Großhandel,  
auch wenn sich der Anstieg 
zuletzt doch abflachte. So gab 
es gegenüber dem Vormonat 
kaum noch ein weiteres Plus. 
Der von der Österreichischen 
Energieagentur errechnete 
Index ÖSPI für März liegt um 
139 Prozent höher als ein Jahr 
zuvor und um 3,9 Prozent 
über dem Februar­Wert. Vor 
einem Monat wurden noch 
ein Jahres­Anstieg von 143 
Prozent sowie ein Plus von 21 
Prozent binnen Monatsfrist 
vermeldet. 

Der ÖSPI ist ein guter Indi­
kator der Marktpreisentwick­
lung, sagt aber nichts über die 
tatsächliche Preisgestaltung 
der Anbieter auf dem Markt 
aus. (APA, TT)

Rohstoffe 
weiterhin 

Preistreiber
Vor allem das teure Erdgas lässt 

das Preisniveau steigen. Eine 

Straffung der Geldpolitik könnte 

Konjunkturerholung ausbremsen.

Wien – Das Aussetzen der 
Insolvenzantragspf l icht , 
Steuer stundungen und wei­
tere staatliche Corona­Hilfen 
haben in den ersten beiden 
Corona­Jahren viele marode 
Firmen über Wasser gehal­
ten und Pleiten verhindert. 
Mittlerweil e schlägt der Nach­
holeffekt durch, die Pleiten 
nehmen wieder zu. So war 
die Zahl der Insolvenzen im 
letzten Quartal 2021 mit 1206 
mehr als doppelt so hoch wie 
im Vergleichszeitraum 2020, 
geht aus vorläufigen Daten 
der Statistik Austria hervor. Im 
Gesamtjahr 2021 wurden laut 
Statistik Austria 3023 Insol­
venzen verzeichnet, nach 2993 
im ersten Corona­Jahr 2020.

Die meisten Insolvenzen 
gab es im Abschlussquartal 
2021 bei den Finanzdienst­
leistungen/sonstigen Dienst­
leistungen (251), im Bau 
(226), im Handel (196) sowie 
in der Beherbergung und 
Gastronomie (162). Eine ver­

gleichsweise geringe Anzahl 
an Insolvenzen hatten die 
Bereiche Information/Kom­
munikation (34), Sachgüter­
erzeugung (75) und persön­
liche Dienstleistungen (123).

Im vierten Quartal 2021 
wurden laut Statistik Austria 

13.098 Registrierungen recht­
licher Einheiten verzeichnet. 
Dabei handelt es sich prak­
tisch um die Vorstufe einer Fir­
mengründung – quasi um die 
Absichtserklärung, eine Firma 
zu gründen. Im Vergleich zum 
entsprechenden Zeitraum vor 
der Krise entspricht das einem 
Minus von rund 7 Prozent.

Die Registrierungen entwi­
ckelten sich in den letzten drei 
Monaten 2021 fast über alle 
Branchen hinweg negativ: Die 
höchsten Rückgänge gegen­
über 2020 gab es im Handel 
(­38 %) und bei persönlichen 
Dienstleistungen (­16 %). Zu­
wächse verzeichneten Beher­
bergung/Gastronomie (+20 %) 
und Verkehr (+3 %). (TT, APA)

Firmenpleiten ziehen wieder an
Nachholeffekte: Insolvenzen lagen zu Jahresende wieder über dem Vorkrisenniveau.

Die Zahl der Firmenpleiten dürfte auch heuer weiter steigen. Foto: iStock

„Wenn sich das Bild bis März nicht ändern 
sollte, werde ich mich dafür aussprechen, 

die Geldpolitik zu normalisieren.“ 

Der Präsident der Deutschen Bundesbank, Joachim Nagel, in 

der Welt. Er hält angesichts der aktuell hohen Inflation noch 

heuer eine Zinsanhebung für möglich. Foto: AFP

Im Rahmen seiner Reise nach London, dem zweitgrößten Finanzzentrum der 
Welt, traf Finanzminister Magnus Brunner den britischen Schatzkanzler Rishi 
Sunak (links). Zuletzt hatte sich Sunak, der vom deutschen Handelsblatt als 
„Shootingstar der britischen Politik“ bezeichnet wurde, in Großbritannien vor al-
lem durch ein Konjunkturpaket zur Überwindung der Corona-Krise einen Namen 
gemacht. Themen des Gesprächs mit Sunak waren Green Finance, die Digital-
steuer und Wirtschaftshilfen. Klimaschutz werde in alle Wirtschafts-, Finanz- und 
Lebensbereiche eindringen, so Brunner nach dem Treffen. Foto: BKA/Wenzel

Treffen zu Klima und Geld
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